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Der Bundesminister der Justiz 

3125 - 10 258/58 


Bonn, den 10. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zivilrechtliche Ansprüche gegen Mitglieder diploma- 
tischer Vertretungen 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 146 - 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Aus- 
wärtigen, für Verkehr und für Arbeit und Sozialordnung be- 
antworte ich die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP wie 
folgt : 

Die Anfrage geht zutreffend davon aus, daß sich die deutsche 
Gerichtsbarkeit nach § 18 des Gerichtsverfassungsgesetzes nicht 
auf die Mitglieder der bei der Bundesrepublik Deutschland 
beglaubigten diplomatischen Vertretungen erstreckt. In § 18 
GVG findet eine allgemeine Regel des Völkerrechts Ausdruck, 
an die die Bundesrepublik auch auf Grund ihres Verfassungs- 
rechts gebunden ist (Artikel 25 GG). 

Die Bundesregierung ist jedoch bestrebt, Nachteilen, die sich 
hinsichtlich der Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche für die 
deutschen Beteiligten aus dieser Rechtslage ergeben können, auf 
jedem ihr möglichen Wege entgegenzuwirken. Alle an die 
Bundesregierung herangetragenen Fälle, in denen der Anspruch 
nicht von vornherein unbegründet erscheint, werden von dem 
insoweit zuständigen Auswärtigen Amt in einer nach Lage des 
Einzelfalles geeignet erscheinenden Weise entweder mit den 
Beteiligten persönlich oder unter Einschaltung der betreffenden 
diplomatischen Vertretung aufgenommen. Hierdurch ist es ge- 
lungen, den weitaus größten Teil (etwa 95 v. H.) der strittigen 
zivilrechtlichen Ansprüche gegen ausländische Diplomaten 
durch Vermittlung des Auswärtigen Amts zu einer angemesse- 
nen Regelung zu führen. 

Zu der besonderen Frage der Pfhcht-FIaftpfhchtversicherung 
für Kraftfahrzeughalter ist folgendes zu bemerken: 
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Durch das Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des Ver- 
kehrsrechts und des Verkehrshaftpflichtrechts vom 16. Juli 1957 
(BGBl. I S. 710) ist § 2 des Pflichtversicherungsgesetzes vom 
7. November 1939 dahin geändert worden, daß eine Befreiung 
der exterritorialen Personen von der Pflichtversicherung für 
Kraftfahrzeuge nicht mehr erwähnt wird. Das Gesetz über die 
Haftpflichtversicherung für ausländische Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger vom 24. Juli 1956 (BGBl. I S. 667) ent- 
hält ebenfalls keine Ausnahmebestimmungen für diesen Per- 
sonenkreis. Eine besondere gesetzliche Regelung ist somit 
nicht mehr notwendig. 

Es ist lediglich noch abschließend zu klären, inwieweit die An- 
wendung des Gesetzes vom 24. Juli 1956 und des Pflichtver- 
sicherungsgesetzes vom 7. November 1939 in der Fassung des 
oben erwähnten Gesetzes vom 16. Juli 1957 auf Exterritoriale 
auf Grund allgemeiner Regeln des Völkerrechts zulässig ist, 
die nach Artikel 25 GG zu berücksichtigen wären. Die Bundes- 
regierung ist insbesondere damit befaßt, Informationen über die 
Handhabung entsprechender innerstaatlicher Vorschriften in 
anderen Ländern einzuholen, und wird nach Abschluß dieser 
Erhebungen die erforderlichen Maßnahmen treffen. Im übrigen 
wird noch bemerkt, daß die Mitglieder der hiesigen diploma- 
tischen Vertretungen bereits überwiegend haftpflichtversichert 
sind, und zwar zum Teil schon bei den in der Bundesrepublik 
zugelassenen Versicherungsunternehmen. 


Schäffer 
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